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Rentenreformen – die internationale Perspektive

Der demografi sche Wandel ist für alle OECD-Länder ei-
ne Herausforderung. Steigende Lebenserwartung und, 
in den meisten Ländern, sinkende Geburtenraten stellen 
alle sozialen Sicherungssysteme, insbesondere aber 
die Alterssicherungsysteme vor die Frage, wie langfris-
tig der Lebensstandard einer wachsenden Zahl von Ru-
heständlern gesichert werden kann. Hinzu kommt, dass 
einige OECD-Länder aufgrund der Wirtschaftskrise 
erheblichen Konsolidierungsbedarf im Bereich öffentli-
cher Finanzen haben. In vielen Ländern, insbesondere 
in Europa, sind die Renten einer der größten Posten im 
Budget und daher im Visier der Finanzpolitiker.

Alle Länder befi nden sich dabei im Zielkonfl ikt, ihre Ren-
tensysteme langfristig auf einen Pfad fi nanzieller Nach-
haltigkeit zu bringen, ohne dadurch die soziale Nachhal-
tigkeit zu gefährden. Die Verringerung der Altersarmut 
in den letzten Jahrzehnten ist eine der größten sozialpo-
litischen Errungenschaften in den OECD-Ländern. Inso-
fern stellt sich die Frage, wie dieser Erfolg beibehalten 
werden kann, ohne jüngere Generationen übermäßig zu 
belasten.

Wo stehen die OECD-Rentensysteme heute?

Nationale und europäische Projektionen sagen einen 
Anstieg der öffentlichen Ausgaben für Alterssicherung 
in den OECD-Ländern von durchschnittlich 9,3% des 
BIP im Jahr 2010 auf 11,7% im Jahr 2050 voraus (vgl. 
Abbildung 1).1 Nach gegenwärtigen Schätzungen wer-
den dann die höchsten Ausgaben in Luxemburg, Slowe-
nien, Belgien und Österreich erreicht. Aber auch Korea, 
heute eines der jüngsten OECD-Länder mit sehr niedri-
gen Ausgaben für die Alterssicherung, befi ndet sich in 
einem sehr rapiden Alterungsprozess, ausgelöst durch 
rasante Zuwächse in der Lebenserwartung bei gleich-

1 OECD: Pensions at a Glance 2013, Paris 2013.

zeitigem Verfall der Geburtenraten. Insofern wird sich 
das Land auf hohe Steigerungen der Rentenausgaben 
einstellen müssen.

Während zwischen 1990 und Anfang der 2000er Jah-
re viele Länder Rentenleistungen durch Anpassung der 
Rentenformeln kürzten, konzentrieren sich die Refor-
men heute vor allem auf die Beschäftigung älterer Ar-
beitnehmer. Zwischen 2007 und 2013 ist die Beschäf-
tigung von Arbeitnehmern zwischen 55 und 64 Jahren 
in vielen OECD-Ländern stark angestiegen, insbeson-
dere in Deutschland von 51,3% auf 63,5% und in den 
Niederlanden von 48,8% auf 60,1% (vgl. Abbildung 2). 
Spitzenreiter bleibt Island mit rund 81%, obwohl die 
Beschäftigungsrate dieser Altersgruppe sogar etwas 
gefallen ist. Auch Neuseeland, Norwegen, Schweden 
und die Schweiz zeigen mit Beschäftigungsraten um 
die 70%, dass weitere Verbesserungen möglich sind. 
Wie zu erwarten, gab es hingegen Rückgänge in den 
Krisenländern Griechenland, Spanien, Portugal und Ir-
land. Im OECD-Durchschnitt verbesserte sich die Be-
schäftigung älterer Arbeitnehmer nur leicht von 51,1% 
auf 54,9%.

Ein differenzierteres Bild ergibt sich bei der weiteren 
Aufgliederung der Gruppe älterer Arbeitnehmer, wie in 
Abbildung 3 dargestellt wird. Während der Anteil der 
Beschäftigten im Alter zwischen 55 und 59 Jahren ins-
gesamt noch relativ hoch ist, fällt er in einigen Ländern 
danach stark. In Frankreich, z.B., liegt die Beschäfti-
gung von Personen zwischen 55 und 59 mit 67,1% über 
dem OECD-Durchschnitt, sinkt danach aber dramatisch 
auf nur 21,7%, verglichen mit einem OECD-Mittel von 
44,4%.  Ein ähnliches Muster ist in Dänemark zu sehen, 
wo die Rate von 77,7% auf 43,5% fällt.

Die Gründe für die starke Abnahme der Beschäftigung 
ab 60 Jahren sind von Land zu Land verschieden; in 
zentral europäischen Ländern ist dies zumindest zum 
Teil noch die Folge von Frühverrentungswellen im Zu-
ge der wirtschaftlichen Transformation. In den meisten 
Fällen jedoch spielt die Struktur der Rentensysteme, 
insbesondere die Möglichkeiten und Anreize den Ar-
beitsmarkt vorzeitig mit einer Rente oder anderen Ein-
kommensersatzleistungen zu verlassen, eine wichtige 
Rolle. Längeres Arbeiten führt in den meisten Ländern 
zu höheren Rentenansprüchen, wirkt also auf soziale 
Nachhaltigkeit hin, und hilft gleichzeitig, Ausgaben für 

Dr. Monika Queisser leitet die Abteilung für Sozial-
politik der OECD in Paris.
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Abbildung 1
Finanzielle Nachhaltigkeit: zukünftige Rentenausgaben im OECD-Vergleich
in % des BIP

Quelle: OECD: Pensions at a Glance 2013, Paris 2013.

Abbildung 3
Beschäftigungsraten der 55- bis 59-Jährigen und 60- bis 64-Jährigen
in %

Quelle: OECD: Pensions at a Glance 2013, Paris 2013.
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Abbildung 2
Beschäftigungsraten der 55- bis 64-Jährigen, 2007 and 2013
in % aller 55- bis 64-Jährigen
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Ungewichtete Durchschnitte der 34 OECD-Länder und der 21 EU-Länder. 

Quelle: OECD Labour Force Statistics database.
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Rentenzahlungen einzusparen und die fi nanzielle Nach-
haltigkeit der Rentensysteme zu verbessern.

Ein Indikator für die soziale Nachhaltigkeit von renten-
politischen Entscheidungen ist die zukünftige Einkom-
mensersatzrate für Arbeitnehmer, die heute in den Ar-
beitsmarkt eintreten und lückenlos bis zum offi ziellen 
Rentenalter im jeweiligen Land arbeiten. Diese Projekti-
onen, die regelmässig in der OECD-Publikation „Pensi-
ons at a Glance“ (Renten auf einen Blick) veröffentlicht 
werden, zeigen, dass Niedrigverdiener in einigen Län-
dern sehr geringe Nettoersatzraten zu erwarten haben, 
selbst wenn sie ein Leben lang gearbeitet und Beiträge 
gezahlt haben (vgl. Abbildung 4). Für Niedrigverdiener 
bilden Japan und Deutschland das Schlusslicht. Wegen 
der strengen Bindung von Beiträgen und Leistungen im 
deutschen Rentensystem wird in Deutschland, nur durch 
die vergleichsweise niedrige Grundsicherung, nicht aber 
durch andere einkommensabhängige Elemente im Ren-
tensystem umverteilt. Ganz anders ist dies z.B. in Däne-
mark, wo Niedrigverdiener durch das Zusammenwirken 
von Renten- und Steuersystem in der Rente ein höheres 
Nettoeinkommen als im aktiven Arbeitsleben erwarten 
können. Heute ist in Deutschland, wie auch in vielen an-
deren OECD-Ländern, die Altersarmut noch kein großes 
Problem, was sich auch an der niedrigen Zahl der Be-
zieher von Grundsicherungsleistungen zeigt.2 Wenn zu-
künftige Beitragskarrieren jedoch mehr Lücken und Fehl-
zeiten aufweisen sollten, weil die Arbeitnehmer länger 

2 Der Anteil der Bezieher von Grundsicherungsleistungen in Deutsch-
land liegt derzeit bei 3% der über 65-Jährigen, https://www.de-
statis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/11/
PD14_384_221.html.

arbeitslos oder nicht sozialversicherungspfl ichtigen Be-
schäftigungen nachgegangen sind, könnte das Armutsri-
siko deutlich steigen.

Allerdings machen die gesetzlichen Renten nur einen 
Teil des Einkommens in der Rente aus. Armutsrisiken 
werden gemessen, indem man alle Einkommen aus 
Sozialtransfers wie Renten und Sozialhilfeleistungen, 
Arbeitseinkommen und Kapitaleinkommen einbezieht. 
Abbildung 5 zeigt das altersspezifi sche Armutsrisiko (im 
Vergleich zum Armutsrisiko der Gesamtbevölkerung) 
seit Mitte der 1980er Jahre unter Berücksichtigung al-
ler Einkommensarten. Sie illustriert den spektakulären 
Rückgang des Armutsrisikos für Menschen über 75 und 
einen deutlichen Rückgang auch für die Altersgruppe 
ab 65. Im Kontrast dazu steht die starke Erhöhung des 
Armutsrisikos für jüngere Altersgruppen, insbesondere 
zwischen 18 und 25 Jahren seit Mitte der 1980er Jah-
re. Angesichts hoher Jugendarbeitslosigkeit in vielen 
OECD-Ländern und einer wachsenden Zahl junger Men-
schen, die weder in Ausbildung oder Arbeit sind, wird 
verständlich, dass viele Länder heute nach einer fairen 
Lastenverteilung zwischen den Generationen suchen, 
die Situation jüngerer Altersgruppen stärker in ihre ren-
tenpolitischen Entscheidungen einbeziehen und ver-
mehrt Beiträge zur fi nanziellen Konsolidierung auch von 
den Rentnern selbst einfordern.

Die jüngsten Rentenreformen in OECD-Ländern

Die wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen 
machen Rentenreformen in vielen OECD-Ländern derzeit 
zur Herausforderung. Anhaltend schwaches Wirtschafts-

Abbildung 4
Nettoersatzraten von Niedrig- und Druchschnittsverdienern, 20121

in %

1 Die Nettoersatzraten sind für ein angenommenes Arbeitsleben beginnend mit 20 Jahren bis zum Renteneintrittsalter der jeweiligen Länder berechnet. 
Der Verdienst des Niedrigverdieners entspricht 50% des Durchschnittverdieners.

Quelle: OECD Pension Models; OECD: Pensions at a Glance 2013, Paris 2013, OECD and G20 indicators, http://dx.doi.org/10.1787/pension_glance-2013-en.
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wachstum und hohe Arbeitslosigkeit in vielen Ländern, 
insbesondere in jüngeren Altersgruppen, sowie Druck 
auf die öffentlichen Finanzen haben die Rentenreformen 
dringlicher, gleichzeitig aber schwieriger gemacht. Eini-
ge der Reformen, insbesondere in europäischen Län-
dern, wurden vor allem aus kurzfristigen Budgetgründen 
durchgeführt. In anderen Fällen wurden Rentensysteme 
in einer längerfristigen Perspektive mit dem Ziel struktu-
reller Änderungen reformiert.

Kapitalgedeckte Systeme, die z.B. in Australien, der 
Schweiz, den Niederlanden oder Großbritannien wich-
tiger Bestandteil des gesetzlichen Rentensystems sind, 
haben mit niedrigen Zinsen und schwachen Erträgen 
auf das angesparte Alterssicherungskapital zu kämpfen. 
Dasselbe gilt für die Investitionen und Erträge von Si-
cherungskapital für Betriebsrenten. Arbeitnehmer haben 
überdies in vielen Fällen durch die Krise das Vertrauen 
in den Finanzsektor verloren. Hier spielt auch eine Rolle, 
dass die Verwaltungsgebühren für private Renten oft so 
hoch sind, dass nach Kostenabzug von den bereits ge-
ringen Erträgen wenig oder nichts übrigbleibt.

Gleichzeitig sorgen sich viele Regierungen, insbesonde-
re in krisengeschüttelten Ländern, wie zukünftige Ren-
tenansprüche einer Generation angesichts hoher sozialer 
Risiken von Arbeitslosigkeit und manchmal prekärer Be-
schäftigung langfristig gesichert werden können. Auch 
die Rentenansprüche von Frauen, die häufi g in Teilzeit 
arbeiten, geben in manchen Ländern Anlass zur Sorge 
über künftige Altersarmut von Rentnerinnen.

Maßnahmen zur Verbesserung der fi nanziellen 
Nachhaltigkeit

In vielen OECD-Ländern wurde im Laufe der letzten Jah-
re das gesetzliche Rentenzugangsalter erhöht. Hatten 
vor zehn Jahren noch viele Länder ein langfristig pro-
grammiertes Standardrentenalter unter 65 Jahren, so 
ist das heute die Ausnahme: nur in Chile, Israel und der 
Schweiz werden nach derzeitiger Gesetzgebung Frauen 
künftig noch vor 65 eine Altersrente bekommen; für Män-
ner gilt ausnahmslos 65 Jahre und älter. In Dänemark 
und Italien wird langfristig ein Rentenalter von 69 Jahren 
erreicht und in Tschechien soll das Rentenalter langfris-
tig mit der Lebenserwartung jedes Jahr um zwei Monate 
steigen, d.h. es soll in Zukunft keine fi xe Regelaltersgren-
ze mehr geben.3

Eine Bewegung in die entgegengesetzte Richtung gab 
es allerdings in Deutschland und Frankreich. Beide Län-
der senkten die Regelaltersgrenze für langjährig Versi-
cherte. Obwohl es sich in beiden Fällen um temporäre 
Maßnahmen handelt, die über die nächsten Jahre wieder 
zurückgenommen werden, haben solche politischen Ent-
scheidungen Signalwirkungen, die einer Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit und höherer Beschäftigung älterer 
Arbeitnehmer entgegenwirken.

Heute allerdings gelten in vielen Ländern noch niedrigere 
Regelaltersgrenzen, von beispielsweise 59 für Frauen in 
der Türkei und 60 in Österreich und Polen; Männer kön-
nen heute noch in Korea und der Türkei mit 60 und in 
einigen anderen europäischen Ländern um das Alter 62 
offi ziell in Rente gehen. Außerdem erreichen die Arbeit-
nehmer in den wenigsten Ländern mehrheitlich die Re-
gelaltersgrenze, wie die oben diskutierten Trends in der 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer zeigen. Das effektive 
Rentenalter, d.h. das Alter in dem die Arbeitnehmer im 
Durchschnitt den Arbeitsmarkt dauerhaft verlassen, lag 
2012 im OECD-Durchschnitt bei 64,2 Jahren für Män-
ner und bei 63 Jahren für Frauen und damit nur gering-
fügig unter der durchschnittlichen Regelaltersgrenze. 
Hinter diesen durchschnittlichen Werten verbergen sich 
jedoch große länderspezifi sche Unterschiede: in Luxem-
burg, Belgien und Frankreich verließen Männer 2012 den 
Arbeitsmarkt vor dem 60. Geburtstag, während sie in 
Schweden und der Schweiz bis zum Alter von 66 Jahren 
und in Japan bis 69 arbeiteten. In Deutschland lag das 
effektive Rentenalter bei 62,1 Jahren für Männer und bei 
61,6 Jahren für Frauen.4

3 OECD: Pensions at a Glance 2013, a.a.O.; OECD: Pensions Outlook 
2014, Paris 2014.

4 OECD-Schätzungen auf Basis europäischer und nationaler Arbeits-
kräfteerhebungen, vgl. OECD: Pensions at a Glance, Indikator 3.8 
(www.oecd.org/pensions/pensionsataglance.htm).

Abbildung 5
Altersspezifi sches Armutsrisiko im Vergleich zum 
Armutsrisiko der Gesamtbevölkerung
Totale Armutsrate = 100

Quelle: OECD Income Distribution Database, http://oe.cd/idd.
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Anders als in frühen Zeiten hoher Arbeitslosigkeit wurde 
in OECD-Ländern diesmal die Frühverrentung nur selten 
zur Bewältigung von Arbeitsmarktproblemen genutzt. 
Im Gegenteil beschränkten viele Länder weiter den Zu-
gang zu Frührenten und verbesserten die Anreize zum 
längeren Arbeiten durch die Art der Anrechnung späterer 
Jahre in den Rentenformeln. Durch die Erhöhung der Re-
gelaltersgrenzen wurde in einigen Ländern auch die Dis-
kussion über Schwer- und Schwerstarbeit wiederbelebt. 
Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, wie realistisch es ist 
anzunehmen, dass alle oder zumindest die große Mehr-
heit der Arbeitnehmer bis zu diesen höheren Altersgren-
zen auch tatsächlich in Beschäftigung bleiben können. 
So wurden in Österreich und Frankreich beispielsweise 
in den letzten Jahren neue Regelungen zur Berücksichti-
gung von Schwerstarbeit beim Rentenzugang eingeführt. 

Darüber hinaus wird zunehmend diskutiert, inwiefern 
sozio-ökonomische Unterschiede im Gesundheitszu-
stand und in der Lebenserwartung in rentenpolitische 
Entscheidungen einbezogen werden sollten. In Finnland 
beispielsweise leben Männer mit hohem Bildungsgrad im 
Durchschnitt rund fünf Jahre länger als solche mit niedri-
gem Bildungsgrad.5 Die in vielen Ländern zunehmenden 
Ungleichheiten bei Arbeitsmarktbeteiligung, Einkommen, 
Bildungsgrad und Gesundheitszustand werden sich 
mittel- und langfristig auch in der Rente und im Alters-
einkommen niederschlagen. Allerdings sind die Renten-
systeme allein mit dem Ausgleich dieser Ungleichheiten 
überfordert. Sie werden nur durch eine umfassende so-
zialpolitische Strategie gelöst werden können, die Un-
gleichheiten früh identifi ziert und angeht, anstatt die Pro-
bleme in die Zukunft zu verschieben.

Ein weiterer Reformtrend in OECD-Ländern ist die Einfüh-
rung von regelgebundenen Anpassungen im Rentensys-
tem, wie z.B. die Koppelung von Rentenalter, Leistungs-
höhe und/oder den für eine Vollrente nötigen Beitragsjah-
ren an die Lebenserwartung oder an ökonomische Vari-
ablen, wie die Entwicklung der Löhne (in Schweden), der 
Lohnsumme (in Polen) oder des Wirtschaftswachstums 
(in Italien). Auch in Deutschland gibt es durch den Nach-
haltigkeitsfaktor in der Rentenformel eine solche regelge-
bundene Anpassung. Inwiefern diese Reformen langfris-
tig die fi nanzielle Nachhaltigkeit verbessern können, wird 
davon abhängen, ob gleichzeitig die soziale Nachhaltig-
keit gewährleistet werden kann. Wenn diese automati-
schen Anpassungsmechanismen zu deutlich niedrigeren 
Renten führen sollten, ist anzunehmen, dass entweder 
zusätzliche Sicherungsmaßnahmen gegen Altersarmut 
eingeführt oder die automatischen Anpassungsmecha-
nismen aufgeweicht werden.

5 OECD: Health Data 2014, Paris 2014.

Wurden zu Beginn der Krise in einigen Ländern Son-
derleistungen an Rentner gezahlt, um die Wirtschaft 
anzukurbeln,6 hat sich der Trend in den letzten Jahren 
umgekehrt. Nur in seltenen Fällen, und nur in den am 
stärksten von der Krise betroffen Ländern, wurden Ren-
tenleistungen direkt gekürzt. Wo das geschah, waren 
meistens Zusatzleistungen betroffen, so wie der Zu-
schlag für einkommensschwache Rentner in Griechen-
land. Angesichts der hohen Jugendarbeitslosigkeit und 
erhöhter Armutsrisiken für jüngere Altersgruppen, wurde 
zunehmend eine Beteiligung auch der Rentner an der fi -
nanziellen Konsolidierung eingefordert. Daher setzten 
manche Länder die automatische Anpassung der Renten 
an die Infl ation oder an die Lohnentwicklung zeitweilig 
aus (Griechenland), erhöhten die Renten in geringerem 
Maß als zuvor (Tschechien, Finnland, Polen) oder staffel-
ten die Anpassung nach Einkommenshöhe (Frankreich, 
Italien). Ungarn und die Slowakei führten neue Berech-
nungsformeln für die Anpassung ein, während Spanien 
und Luxemburg eine Koppelung der Rentenanpassung 
an die Beiträge und Finanzen des gesetzlichen Renten-
systems einführten. Allerdings waren die Einsparungen 
durch ausgesetzte oder reduzierte Rentenanpassungen 
in vielen Ländern aufgrund niedriger Infl ationsraten ge-
ring und trugen weniger zur Konsolidierung bei als er-
hofft.

Eine weitere Möglichkeit, die Rentner an der Haushalts-
konsolidierung zu beteiligen, ist, die Renten stärker zu 
besteuern, höhere Beiträge für die Kranken- oder Pfl e-
geversicherung der Rentner einzuziehen, oder Steuer-
abzüge, insbesondere für freiwilliges Alterssparen, ein-
zuschränken. Viele Länder, von Australien bis Kanada, 
Frankreich, Irland und Schweden nutzten diese Möglich-
keiten, um die staatlichen Ausgaben für Alterssicherung 
zu begrenzen.

In einigen zentraleuropäischen Ländern lösten die Wirt-
schaftskrise und der Schuldendruck eine Umkehr in 
der Rentenpolitik aus. Ungarn und Polen hatten in den 
1990er Jahren ihre Rentensysteme von rein umlagefi -
nanzierten öffentlichen Modellen in Mischsysteme mit 
umlagefi nanziertem Teil und kapitalgedecktem privaten 
Rentenfonds umgewandelt. Diese Transformation ver-
ursachte Übergangskosten, da das Alterssicherungs-
system Renten an Ruheständler zahlte, aber gleichzeitig 
ein Teil der Beiträge der noch aktiven Generationen für 
das Alter im privaten System angespart wurden. Hohe 
Staatsschulden und oft enttäuschende Ergebnisse der 
privaten Rentenfonds aufgrund niedriger Verzinsung und 
hoher Verwaltungskosten, gepaart mit einem generel-
len Vertrauensverlust in den Finanzsektor, veranlassten 

6 OECD: Pensions at a Glance 2009, Paris 2009.
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Ungarn und Polen das Rad zurückzudrehen. In Ungarn 
wurden die Bedingungen für die Teilnahme am privaten 
System so unattraktiv gemacht, dass die private Säule 
dadurch de facto abgeschafft wurde. In Polen wurde das 
private System beibehalten, die Beitragssätze zu den pri-
vaten Rentenfonds aber gesenkt, um einen größeren Teil 
des Beitragsaufkommens in das öffentliche Rentensys-
tem fl ießen zu lassen. In Estland wurden die Beiträge zur 
privaten Säule hingegen nur während der Krise vorüber-
gehend gesenkt.

Reformen für die soziale Nachhaltigkeit der Renten 

Die Einsparungen in den gesetzlichen Rentensystemen 
wurden in einigen Ländern durch Maßnahmen zur Si-
cherung der sozialen Nachhaltigkeit der Rentenpolitik 
fl ankiert. So wurden beispielsweise in Irland, Japan und 
Luxemburg die sozialen Sicherungsnetze gegen Alters-
armut gestärkt und die Leistungen für einkommens-
schwache Rentner erhöht.

Dort, wo Rentensysteme stark von kapitalgedeckten pri-
vaten Renten bestimmt sind, wie z.B. in Australien und 
in der Schweiz, wurden zur Sicherung ausreichender Al-
tersleistungen häufi g die obligatorischen Beitragssätze 
sowie die vorgeschriebenen Beitragszeiten erhöht. Da 
Beiträge und Leistungen in diesen Systemen eng gekop-
pelt sind, können diese Änderungen zu höheren Renten 
führen, vorausgesetzt, dass die Arbeitnehmer kontinuier-
lich in die Systeme einzahlen.

Um den Deckungsgrad und die Reichweite freiwilli-
ger privater Renten zu erhöhen, haben Großbritannien, 
Neuseeland und Chile in den letzten Jahren sogenannte 
„Opt-out“-Modelle eingeführt. Danach sind Arbeitgeber 
gesetzlich verpfl ichtet, ihre Beschäftigten automatisch 
in ein privates Alterssicherungssystem einzuschreiben; 

sollten die Arbeitnehmer nicht teilnehmen wollen, kön-
nen sie die Teilnahme jedoch kündigen. Da Arbeitnehmer 
häufi g keine Entscheidung zur Änderung des Status quo 
treffen werden, hat sich diese Maßnahme als wirksames 
Mittel erwiesen, die Reichweite privater Rentensysteme 
auszubauen.7 Andere Länder, in denen private Renten 
aufgrund begrenzter öffentlicher Systeme eine wichtige 
Rolle spielen, wie beispielsweise Irland, überlegen des-
halb, ähnliche Regelungen einzuführen.

Da viele private Rentensysteme in OECD-Ländern noch 
relativ „jung“ sind und oft nur niedrige Altersersparnisse 
haben, ist die Frage nach den Auszahlungsmodalitäten 
privater Rentenersparnisse bisher noch nicht in den Vor-
dergrund der rentenpolitischen Diskussion gerückt. In 
Zukunft wird dieses Thema allerdings immer wichtiger 
werden. Einige Länder erlauben Rentnern, den größten 
Teil der Ersparnisse auf einmal abzuziehen, ohne dies an 
irgendwelche Bedingungen der Verwendung zu knüp-
fen. Leibrentenverträge, die ein lebenslanges monatli-
ches Einkommen sichern, sind teuer und wenig beliebt. 
Die Diskussion darüber, ob man Rentner verpfl ichten 
sollte, die Altersersparnisse vollständig in Leibrenten zu 
verwandeln, ab welchem Alter dies geschehen sollte, 
und wie man am besten die Kosten solcher Versiche-
rungsverträge senken kann, beginnt jetzt in einigen Län-
dern, wie z.B. in Australien und Großbritannien. Damit 
verbunden ist auch die Frage, inwieweit die Nutzung von 
Immobilienbesitz durch umgekehrte Hypotheken staat-
lich gefördert werden kann. Solche Finanzinstrumente 
werden bislang noch wenig angeboten und nachgefragt, 
könnten aber in Zukunft zur Finanzierung des Ruhestan-
des und insbesondere auch eventueller Pfl egekosten 
beitragen.8

7 OECD: Pensions Outlook 2014, a.a.O.
8 OECD: Pensions at a Glance 2013, a.a.O.; OECD: Help Wanted 2011, 

Paris 2011.


